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Entwurf eines Gesetzes zur Gründung einer Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben (BImA-Errichtungsgesetz) 


A. Problem 

Die Bundesvermögensverwaltung, ein dreistufig organisierter Teil der Bundes- 
finanzverwaltung, hat nach erheblichem Aufgabenzuwachs im Zuge der staat- 
lichen Vereinigung ihre Verwaltungsstrukturen zwischen 1996 und 1998 deut- 
lich gestrafft. In der bestehenden Behördenstruktur erschweren jedoch die 
bestehenden Bindungen an behördliche Regelungen und Abläufe den immobi- 
lienwirtschaftlichen Umgang mit den Vermögenswerten des Bundes. Umfang- 
reiche Untersuchungen im Projekt NIMBUS - Abschlussbericht vom 13. Feb- 
ruar 2003 - haben ergeben, dass der Einsatz betriebswirtschaftlicher Steue- 
rungselemente, die Abflachung von Hierarchiestufen und die Stärkung des 
Prinzips der Eigenverantwortlichkeit auf der Basis einer strategischen Port- 
folioplanung zu deutlichen wirtschaftlichen Vorteilen führen. 


B. Lösung 

Annahme des Entwurfs eines Gesetzes zur Gründung einer Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben (BImA-Errichtungsgesetz), das die Änderung bzw. 

Neufassung folgender Gesetze vorsieht: 

Artikel 1 Gesetz über die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImAG) 

Artikel 2 Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

Artikel 3 Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

Artikel 4 Änderung des Vermögenszuordnungsgesetzes 

Artikel 5 Änderung des Gesetzes zu dem Vertrag vom 12. Oktober 1990 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Union der So- 
zialistischen Sowjetrepubliken 

Artikel 6 Änderung der Bundesobergrenzenverordnung 

*) Der Bericht der Abgeordneten Jochen-Konrad Fromme, Bernhard Brinkmann (Hildesheim), Anja Hajduk und Jürgen Koppelin wird gesondert 
verteilt (Drucksache 15/4066). 
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Artikel 7 Änderung der Leistungsstufenverordnung 

Artikel 8 Änderung der Leistungsprämien- und -Zulagenverordnung 

Artikel 9 Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 

Artikel 10 Inkrafttreten 

Annahme des Gesetzentwurfs in geänderter Fassung mit den Stimmen der 
Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und FDP 

C. Alternativen 

Unveränderte Annahme oder Ablehnung des Gesetzentwurfs. 


D. Kosten 

Die Einnahmen und Ausgaben der Bundesvermögensverwaltung sind - wie in 
den Vorjahren - im Etatentwurf 2005 und im Finanzplan bis 2008 nicht geson- 
dert ausgewiesen. Folgende Einnahmen und Ausgaben sind auf der Basis des 
Regierungsentwurfs 2005 und des Finanzplanes bis 2008 der Bundesvermö- 
gensverwaltung zuzuordnen: 


Haushaltsjahr 

2005 

2006 

2007 

2008 

Einnahmen 

1 011 Mio. Euro 

1 039 Mio. Euro 

1 039 Mio. Euro 

1 039 Mio. Euro 

Ausgaben 

622 Mio. Euro 

606 Mio. Euro 

601 Mio. Euro 

601 Mio. Euro 

Saldo 

389 Mio. Euro 

433 Mio. Euro 

438 Mio. Euro 

438 Mio. Euro 


Mit der Gründung der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben soll künftig der 
Aufwand für die bisherigen Aufgaben aus den Einnahmen der Anstalt gedeckt 
werden. Auf Grund der betriebswirtschaftlich ausgerichteten Aufgabenerledi- 
gung werden Effizienzgewinne erwartet. Für den Bundeshaushalt ist daher ge- 
genüber der bisherigen Verwaltungsstruktur mit höheren Einnahmen zu rech- 
nen, die vor dem Hintergrund bereits vorgenommener Ansatzkorrekturen in 
2003 und 2004 zu bewerten sind. Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
beabsichtigt die folgenden Zahlungen an den Bundeshaushalt: 


Haushaltsjahr 

2005 

2006 

2007 

2008 

Abfuhrang 

364 Mio. Euro 

432 Mio. Euro 

444 Mio. Euro 

455 Mio. Euro 

Abfuhrang 
an Epl. 33 

30 Mio. Euro 

30 Mio. Euro 

30 Mio. Euro 

30 Mio. Euro 

Verwaltungskosten- 
erstattung für 
Dienstleistungen 
der BFV 

5 Mio. Euro 

5 Mio. Euro 

5 Mio. Euro 

5 Mio. Euro 

Gesamt 

399 Mio. Euro 

467 Mio. Euro 

479 Mio. Euro 

490 Mio. Euro 

Mehreinnahmen 

+ 10 Mio. Euro 

+ 34 Mio. Euro 

+ 41 Mio. Euro 

+ 52 Mio. Euro 


Andere Gebietskörperschaften sind von der Umstrukturierung nicht betroffen. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf der Bundesregierung - Drucksache 15/2720 - in der aus der 
anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Berlin, den 27. Oktober 2004 

Der Haushaltsausschuss 

Franziska Eichstädt-Bohlig Jochen-Konrad Fromme Bernhard Brinkmann (Hildesheim) 

Stellvertretende Vorsitzende Berichterstatter Berichterstatter 

Anja Hajduk Jürgen Koppelin 

Berichterstatterin Berichterstatter 



Drucksache 15/4056 


-4- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Anlage 1 

Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Gründung einer Bundesanstalt für Immobilienauf- 
gaben (BlmA-Errichtungsgesetz) - Drucksache 15/2720 - mit den Beschlüssen des 
Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Gründung 
einer Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
(BlmA-Errichtungsgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
Inhaltsübersicht 

Artikel 


Gesetz über die Bundesanstalt für 

Immobilienaufgaben (BlmAG) 1 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 2 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 3 

Änderung des Vermögenszuordnungsgesetzes 4 

Änderung des Gesetzes zu dem Vertrag vom 


12. Oktober 1990 zwischen der Bundesrepublik 


Deutschland und der Union der 

Sozialistischen Sowjetrepubliken 5 

Änderung der Bundesobergrenzenverordnung 6 

Änderung der Leistungsstufenverordnung 7 

Änderung der Leistungsprämien- und 
-Zulagenverordnung 8 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 9 

Inkrafttreten 10 


Artikel 1 

Gesetz über die Bundesanstalt 
für Immobilienanfgaben (BlmAG) 

§ 1 

Errichtung, Zweck, Sitz 

(1) Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 
Finanzen wird eine bundesunmittelbare rechtsfähige Anstalt 
des öffentlichen Rechts zum ... 2004 errichtet. Sie trägt die 
Bezeichnung „Bundesanstalt für Immobilienaufgaben“ 
(BlmA). Die 4nstah hat die Aufgabe, die ihr vom Bund 
übertragenen liegenschaftsbezogenen und sonstigen Aufga- 
ben eigenverantwortlich zu erfüllen. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes znr Gründnng 
einer Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
(BImA-Erriebtnngsgesetz) 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
Inhaltsübersicht 

Artikel 


Gesetz über die Bundesanstalt für 

Immobilienaufgaben (BlmAG) 1 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 2 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 3 

Änderung des Vermögenszuordnungsgesetzes 4 

Änderung des Gesetzes zu dem Vertrag vom 


12. Oktober 1990 zwischen der Bundesrepublik 


Deutschland und der Union der 

Sozialistischen Sowjetrepubliken 5 

Änderung der Bundesobergrenzenverordnung 6 

Änderung der Leistungsstufenverordnung 7 

Änderung der Leistungsprämien- und 
-Zulagenverordnung 8 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 9 

Inkrafttreten 10 


Artikel 1 

Gesetz über die Bundesanstalt 
für Immobilienaufgaben (BlmAG) 

§ 1 

Errichtung, Zweck, Sitz 

(1) Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums der 
Finanzen wird eine bundesunmittelbare rechtsfähige Anstalt 
des öffentlichen Rechts zum 1. Januar 2005 errichtet. Sie 
trägt die Bezeichnung „Bundesanstalt für Immobilienaufga- 
ben“ (BlmA). Die Bundesanstalt nimmt die ihr vom Bund 
übertragenen liegenschaftsbezogenen sowie sonstigen Auf- 
gaben eigenverantwortlich wahr. Hierzu gehört insbeson- 
dere die Verwaltung von Liegensehaften, die von Dienst- 
stellen der Bundesverwaltung zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben genutzt werden (Dienstliegensehaften). Die 
Bundesanstalt hat das Ziel, eine einheitliche Verwaltung 
des Liegenschaftsvermögens des Bundes naeh kauf- 
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(2) Die Bundesanstalt hat ihren Sitz in Bonn. Sie hat das 
Recht, Außenstellen als Haupt- oder Nebenstellen einzu- 
richten. 

§2 

Aufgaben, Vermögen 

(1) Auf die Bundesanstalt gehen die Aufgaben über, die 
am . . . 2004 (einsetzen: Tag vor Errichtung der Bundesan- 
stalt) den Bundesvermögensämtem, den Bundesforstäm- 
tem und den Bundesvermögensabteilungen der Oberfmanz- 
direktionen übertragen sind. Dazu gehören neben den sonst 
übertragenen Aufgaben insbesondere die Deckung des 
Grundstücks- und Raumbedarfs für Bundeszwecke und die 
Wohnungsfürsorge des Bundes sowie die Verwaltung und 
Verwertung von Grundstücken, die nicht für Verwaltungs- 
zwecke des Bundes oder im Rahmen des Gemeingebrauchs 
im Aufgabenbereich des Bundes benötigt werden (Allge- 
meines Grundvermögen) und die forstlichen Dienstleistun- 
gen einschließlich forstlicher Bewirtschaftung und natur- 
schutzfachlicher Betreuung des Liegenschaftsvermögens 
des Bundes. Soweit derartige Aufgaben anderen Bundes- 
behörden oder Gesellschaften des Bundes übertragen sind, 
verbleibt es bei deren Zuständigkeit. 

(2) Das Bundesministerium der Finanzen ist ermächtigt, 
der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben durch Rechts- 
verordnung das Eigentum an Grundstücken seines 
Geschäftsbereichs unentgeltlich zu übertragen. Anstelle 
dessen ist das Bundesministerium der Finanzen berechtigt, 
das ausschließliche und unwiderrufliche Nutzungsrecht an 
Liegenschaften dergestalt einzuräumen, dass Substanz und 
Erträge hieraus dauerhaft der Bundesanstalt und damit 
ihrem Vermögen zufließen (wirtschaftliches Eigentum). Das 
Nähere regelt eine Übertragungsvereinbarung. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

männischen Grundsätzen vorzunehmen und nieht be- 
triebsnotwendiges Vermögen wirtschaftlich zu veräu- 
ßern. Die Abführung an den Bundeshaushalt erfolgt auf 
der Grundlage des Wirtschaftsplans. 

(2) unverändert 


§2 

Aufgaben, Vermögen, Zielsetzung 

(1) unverändert 


(2) Der Bundesanstalt ist mit Wirkung vom 1. Januar 

2005 das Eigentum an sämtlichen Grundstücken, grund- 
stücksgleichen Rechten und beschränkten dinglichen 
Rechten der Bundesrepublik Deutschland, welche zum 
Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 
gehören, übertragen. Die Bundesanstalt ist antragsbe- 
rechtigt im Sinne der Grundbuchordnung. Soweit die in 
Satz 1 genannten Vermögenswerte in dem in Artikel 3 
des Einigungsvertrages genannten Gebiet belegen sind, 
und die Bundesrepublik Deutschland noch nicht als 
Eigentümerin festgestellt ist, findet das Verfahren nach 
dem Vermögenszuordnungsgesetz Anwendung. 

(3) Der Bundesanstalt wird schrittweise ab dem Jahre 

2006 bis zum Ende des Jahres 2010 das Eigentum an al- 
len inländischen Dienstliegenschaften des Bundes über- 
tragen. Die Bundesanstalt und die abgebenden Dienst- 
stellen bezeichnen in schriftlichen Vereinbarungen mit 
den betroffenen obersten Bundesbehörden die Liegen- 
schaften, an denen das Eigentum übergehen soll. Mit 
Abschluss der jeweiligen Vereinbarung nach Satz 2 geht 
das Eigentum an den bezeichneten Liegenschaften über. 
Soweit bis zum 31. Dezember 2011 eine Vereinbarung 
nach Satz 2 nicht zustande gekommen ist, geht das 
Eigentum an den Dienstliegenschaften am 1. Januar 
2012 auf die Bundesanstalt über. Die Bundesanstalt ist 
antragsberechtigt im Sinne der Grundbuchordnung. Die 
für die Übernahme des Eigentums und die Verwaltung 
der Dienstliegenschaften in den jeweils maßgeblichen 
Einzelplänen des Bundeshaushaltsplanes angesetzten 
Mittel werden auf die Bundesanstalt übertragen und in 
den Wirtschaftsplan der Bundesanstalt eingestellt. 
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(3J Das Bundesministerium der Finanzen kann mit der 
Bundesanstalt eine Vereinbarung über die unentgeltliche 
Übertragung von beweglichen Sachen schließen. 

(4) Die Bundesanstalt ist bevollmächtigt, die Bundesre- 
publik Deutschland im Rechtsverkehr zu vertreten. Sie übt 
diese Vollmacht nur im Rahmen der ihr übertragenen Auf- 
gaben aus. Diese Einschränkung ist von den Grundbuchäm- 
tem nicht zu prüfen. 

(5) Das Bundesministerium der Finanzen kann der Bun- 
desanstalt weitere Aufgaben übertragen und diese wieder 
entziehen. Andere Bundesministerien können der Bundes- 
anstalt durch öffentlich-rechtlichen Vertrag weitere Aufga- 
ben übertragen. 

§3 

Aufsicht 

(1) Die Bundesanstalt untersteht der Rechts- und Fach- 
aufsicht des Bundesministeriums der Finanzen. 

(2) Soweit die Bundesanstalt Aufgaben aus dem Ge- 
schäftsbereich eines anderen Bundesministeriums erledigt, 
übt dieses die Rechts- und Fachaufsicht aus. Fachliche Wei- 
sungen mit wesentlichen finanziellen oder organisatori- 
schen Auswirkungen auf die Bundesanstalt ergehen im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen. 

§4 

Organe, Satzung 

(1) Die Bundesanstalt wird von einem Vorstand geleitet 
und vertreten. Er besteht aus der Sprecherin oder dem Spre- 
cher und bis zu zwei weiteren Mitgliedern. Aufgaben und 
Befugnisse des Vorstandes bestimmen dieses Gesetz und die 
Satzung. Die Sprecherin oder der Sprecher führen die Amts- 
bezeichnung „Sprecherin des Vorstandes der Bundesanstalt 
für Immobilienaufgaben“ oder „Sprecher des Vorstandes 
der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben“; die übrigen 
Mitglieder führen die Amtsbezeichnung „Mitglied des Vor- 
standes der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben“. 

(2) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermäch- 
tigt, einen Verwaltungsrat bei der Bundesanstalt einzurich- 
ten. 


(3) Das Bundesministerium der Finanzen erlässt die Sat- 
zung der Bundesanstalt, ln die Satzung sind insbesondere 
Bestimmungen aufzunehmen über 

1 . den Aufbau und die Organisation 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

(4) Im Einvernehmen zwisehen den bewirtsehaften- 
den obersten Bundesbehörden und dem Bundesministe- 
rium der Finanzen können Ausnahmen von der Eigen- 
tumsübertragung getroffen werden. Dies gilt insbeson- 
dere für die von den Verfassungsorganen, den obersten 
Bundesbehörden und den obersten Bundesgerichten un- 
mittelbar genutzten Dienstliegenschaften. 

(5) Das Bundesministerium der Finanzen kann mit der 
Bundesanstalt eine Vereinbarung über die unentgeltliche 
Übertragung von beweglichen Sachen schließen. 

(6) Die Bundesanstalt ist bevollmächtigt, die Bundesre- 
publik Deutschland im Rechtsverkehr zu vertreten. Sie übt 
diese Vollmacht nur im Rahmen der ihr übertragenen Auf- 
gaben aus. Diese Einschränkung ist von den Grundbuchäm- 
tem nicht zu prüfen. 

(7) Das Bundesministerium der Finanzen kann der Bun- 
desanstalt weitere Aufgaben übertragen und diese wieder 
entziehen. Andere Bundesministerien können der Bundes- 
anstalt durch öffentlich-rechtlichen Vertrag weitere Aufga- 
ben übertragen. 

§3 

unverändert 


§4 

Organe, Satzung 

(1) unverändert 


(2) Bei der Bundesanstalt wird ein Verwaltungsrat gebil- 
det. Der Verwaltungsrat berät und unterstützt den Vor- 
stand. Der Verwaltungsrat setzt sich aus bis zu zehn 
sachverständigen Personen zusammen, die vom Bundes- 
ministerium der Finanzen nach Maßgabe der Satzung 
benannt werden. Der Vorsitzende des Verwaltungsrates 
wird vom Bundesministerium der Finanzen bestimmt. 
Näheres regelt die Gesehäftsordnung des Verwaltungs- 
rates, die vom Bundesministerium der Finanzen erlas- 
sen wird. 

(3) unverändert 
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2. die Aufgaben und Befugnisse des Vorstandes 

3. die Aufgaben und Befugnisse eines Verwaltungsrates 

4. die rechtsgeschäftliche Vertretung 

5. die Wirtschaftsführung einschließlich Buchführung und 

Rechnungslegung. 

Die Satzung wird im Bundesanzeiger veröffentlicht. 

§5 §5 

Rechtsstellung der Vorstandsmitglieder unverändert 

(1) Die Mitglieder des Vorstandes werden für die Dauer 
von bis zu fünf Jahren berufen. Verlängerungen sind zuläs- 
sig. Die Mitglieder des Vorstandes sollen in einem öffent- 
lich-rechtlichen Amtsverhältnis gemäß den Bestimmungen 
der Absätze 2 bis 7 stehen. 

(2) Die Mitglieder des Vorstandes werden von der Bun- 
despräsidentin oder vom Bundespräsidenten auf Vorschlag 
der Bundesministerin oder des Bundesministers der Finan- 
zen ernannt. Das Amtsverhältnis der Mitglieder des Vor- 
standes beginnt mit der Aushändigung der Ernennungsur- 
kunde, wenn nicht in der Urkunde ein späterer Tag be- 
stimmt ist. Es endet mit Ablauf der Amtszeit, Erreichen der 
Altersgrenze des § 41 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes 
oder mit der Entlassung. Die Bundespräsidentin oder der 
Bundespräsident entlässt ein Mitglied des Vorstandes auf 
dessen Verlangen oder auf Beschluss der Bundesregierung 
bei gestörtem Vertrauensverhältnis oder aus wichtigem 
Grund. Vor dem Beschluss ist dem Mitglied des Vorstandes 
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Im Falle der 
Beendigung des Amtsverhältnisses erhält das Mitglied des 
Vorstandes eine von der Bundespräsidentin oder dem Bun- 
despräsidenten vollzogene Urkunde. Die Entlassung auf 
Verlangen wird mit der Aushändigung der Urkunde wirk- 
sam, wenn in ihr nicht ausdrücklich ein späterer Tag be- 
stimmt ist. Die Entlassung aus wichtigem Grund oder bei 
gestörtem Vertrauensverhältnis wird mit dem Vollzug des 
Beschlusses der Bundesregierung wirksam, wenn sie sie 
nicht ausdrücklich für einen späteren Tag beschließt. 

(3) Die Mitglieder des Vorstands leisten nach Aushändi- 
gung der Ernennungsurkunde vor der Bundesministerin 
oder dem Bundesminister der Finanzen folgenden Eid: 

„Ich schwöre, das Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland und alle in der Bundesrepublik Deutschland 
gehenden Gesetze zu wahren und meine Amtspflichten ge- 
wissenhaft zu erfüllen, so wahr mir Gott helfe.“ 

Der Eid kann auch ohne religiöse Beteuerung geleistet wer- 
den. 

(4) Im Übrigen werden die Rechtsverhältnisse der Mit- 
glieder des Vorstandes durch Verträge geregelt, die das Bun- 
desministerium der Finanzen mit den Mitgliedern des Vor- 
stands schließt. 

(5) Wird eine Bundesbeamtin oder ein Bundesbeamter 
zum Mitglied des Vorstandes ernannt, scheidet sie oder er 
mit Beginn des Amtsverhältnisses aus dem bisherigen Amt 
aus. Für die Dauer des Amtsverhältnisses ruhen die in dem 
Beamtenverhältnis begründeten Rechte und Pflichten mit 
Ausnahme der Pflicht zur Amtsverschwiegenheit und des 
Verbots der Annahme von Belohnungen oder Geschenken. 
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Satz 2 gilt längstens bis zum Eintritt oder bis zur Versetzung 
in den Ruhestand. 

(6) Endet das Amtsverhältnis nach Absatz 1 und wird die 
oder der Betroffene nicht anschließend in ein anderes 
öffentlich-rechtliches Amtsverhältnis zum Bund berufen, 
treten Beamtinnen und Beamte, wenn ihnen nicht inner- 
halb von drei Monaten unter den Voraussetzungen des § 26 
Abs. 1 Satz 2 des Bundesbeamtengesetzes oder vergleichba- 
rer landesgesetzlicher Regelungen ein anderes Amt übertra- 
gen wird, mit Ablauf dieser Frist aus ihrem Dienstverhältnis 
als Beamte in den einstweiligen Ruhestand, sofern sie zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht die gesetzliche Altersgrenze 
erreicht haben. Sie erhalten ein Ruhegehalt, das sie in ihrem 
früheren Amt unter Hinzurechnung der Zeit des öffentlich- 
rechtlichen Amtsverhältnisses erdient hätten. Die Zeit des 
Amtsverhältnisses ist auch ruhegehaltfähig, wenn der Be- 
amtin oder dem Beamten nach Satz 1 ein anderes Amt im 
Beamtenverhältnis übertragen wird. Für die beamteten Mit- 
glieder des Vorstandes gilt § 107b des Beamtenversorgungs- 
gesetzes entsprechend. Für Mitglieder des Vorstandes, die in 
keinem Beamtenverhältnis standen oder stehen, bleibt eine 
vertragliche Versorgungsregelung nach Absatz 4 unberührt. 
Die Rühens- und Anrechnungsvorschriften des Beamten- 
versorgungsgesetzes sind sinngemäß anzuwenden. 

(7) Die Absätze 5 und 6 gehen für Richterinnen und 
Richter und für Berufssoldatinnen und Berufssoldaten ent- 
sprechend. 

§6 

Finanzierung 

(1) Die Anstalt deckt ihren Aufwand für die ihr nach § 2 
übertragenen Aufgaben aus den Erträgen der Verwaltung 
und Verwertung des ihr übertragenen Bundesvermögens 
und aus vereinbarten Erstattungen. Die Bundesanstalt kann 
in ihrer Eröffnungsbilanz und in den folgenden Jahres- 
abschlüssen Rücklagen bilden. Mit Feststellung des Jahres- 
abschlusses durch das Bundesministerium der Finanzen ist 
über die Verwendung des Bilanzgewinnes zu beschließen. 
Einzelheiten regelt die Satzung. 

(2) Die Anstalt hat kein Recht zur Kreditaufnahme am 
Markt; notwendige Kredite gewährt der Bund nach Maß- 
gabe des Haushaltsgesetzes. 

(3) Ein Insolvenzverfahren über das Vermögen der Bun- 
desanstalt findet nicht statt. § 12 Abs. 2 der Insolvenzord- 
nung ist entsprechend in der Weise anzuwenden, dass sich 
die Ansprüche der Arbeitnehmer gegen den Bund richten. 

§7 

Wirtschaftsplan 

(1) Der Vorstand stellt vor Beginn des Geschäftsjahres 
einen Wirtschaftsplan auf, der 

- eine Vorschau-Gewinn- und Verlustrechnung 

- eine Überleitungsrechnung auf Einnahmen und Ausga- 
ben einschließlich der Investitionsplanung 

- eine Personalplanung 

umfasst. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Einzelheiten re- 
gelt die Satzung. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


§7 

Wirtschaftsplan 

(1) Der Vorstand stellt vor Beginn des Geschäftsjahres 
einen Wirtschaftsplan auf, der 

- eine Vorschau-Gewinn- und Verlustrechnung 

- eine Überleitungsrechnung auf Einnahmen und Ausga- 
ben einschließlich der Investitionsplanung 

- eine Personalplanung 

umfasst. In den Wirtschaftsplan können Mittel zur Bil- 
dung von Rücklagen eingestellt werden. Die Bundes- 
anstalt ist verpfliehtet, aufgrund der Entscheidung des 
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(2) Der Wirtschaftsplan bedarf der Genehmigung des 
Bundesministeriums der Finanzen. Übersichten über die 
Einnahmen und Ausgaben und ein Stellenplan sind dem 
Haushaltsplan des Bundes als Anlagen beizufugen. 

§8 

Buchung, Jahresabschluss 

(1) Die Bundesanstalt bucht nach den Regeln der kauf- 
männischen Buchführung. 

(2) Das der Bundesanstalt übertragene Vermögen ist nach 
handelsrechtlichen Grundsätzen zu bewerten. Die Regelun- 
gen der §§ 7, 9, 10, 17 und 36 des DM-5ilanzgesetzes fin- 
den entsprechende Anwendung, wobei die Frist des § 36 
Abs. 4 Satz 2 des DM-Rilanzgesetzes mit Ablauf des Jahres 
2008 endet. 

(3) Die Bundesanstalt stellt für jedes Geschäftsjahr einen 
Jahresabschluss sowie einen Lagebericht nach handelsrecht- 
lichen Grundsätzen auf. Jahresabschluss und Lagebericht 
sind dem Bundesministerium der Finanzen zur Entlastung 
des Vorstandes vorzulegen. Näheres regelt die Satzung. 
§109 Abs. 2 Satz 2 bis 4 der Bundeshaushaltsordnung ist 
anzuwenden. 


§9 

Prüfungsrecht des Bundesrechnungshofes 

Für das Prüfungsrecht des Bundesrechnungshofes gilt 
§ 1 1 1 der Bundeshaushaltsordnung. 

§ 10 

Anwendung des Hanshaltsrechts 

(1) Die §§ 7, 9, 24 der Bundeshaushaltsordnung sowie 
die Vorschriften des Teils III der Bundeshaushaltsordnung 
gelten entsprechend mit Ausnahme der §§ 38 und 45 sowie 
der Bestimmungen, die eine Buchung nach Einnahmen und 
Ausgaben voraussetzen. Hinsichtlich der nach § 2 Abs. 2 
übertragenen Grundstücke bleiben die §§63 und 64 der 
Bundeshaushaltsordnung unberührt. 

(2) Das Bundesministerium der Finanzen kann weitere 
Ausnahmen von der Anwendung des Haushaltsrechts zulas- 
sen. 


(3) Das Bundesministerium der Finanzen sowie andere 
Bundesministerien, die der Bundesanstalt Aufgaben über- 
tragen, können die Bundesanstalt ermächtigen, Teile des 
Bundeshaushaltes zu bewirtschaften. Insoweit gelten die 
Vorschriften der Bundeshaushaltsordnung einschließlich der 
dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften in der jeweils 
geltenden Fassung. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

Bundesministers der Finanzen hieraus Beträge dem 
Bundeshaushalt zuzuführen. Geschäftsjahr ist das Kalen- 
derjahr. Einzelheiten regelt die Satzung. 

(2) unverändert 


§8 

Buchung, Jahresabschluss 

(1) unverändert 

(2) Das der Bundesanstalt übertragene Vermögen ist nach 
handelsrechtlichen Grundsätzen zu bewerten. Die Regelun- 
gen der §§ 7, 9, 10, 17 und 36 des D-Markbilanzgesetzes 
finden entsprechende Anwendung, wobei die Frist des § 36 
Abs. 4 Satz 2 des D-Markbilanzgesetzes mit Ablauf des 
Jahres 2009 endet. 

(3) Die Bundesanstalt stellt für jedes Geschäftsjahr einen 
Jahresabschluss, einen Lagebericht nach handelsrecht- 
lichen Grundsätzen sowie eine Liquiditätsrechnung auf 
und legt sie dem Bundesministerium der Finanzen zur ab- 
schließenden Festsetzung der Abführungen an den Bun- 
deshaushalt und zur Entlastung des Vorstandes vor. Nähe- 
res regeln die Satzung und die vom Bundesministerium 
der Finanzen zu erlassenden Wirtschaftsführungsbe- 
stimmungen. § 109 Abs. 2 Satz 2 bis 4 der Bundeshaus- 
haltsordnung ist anzuwenden. 

§9 

unverändert 


§ 10 

Anwendung des Haushaltsrechts 

(1) Die §§ 7, 9, 24 der Bundeshaushaltsordnung sowie 
die Vorschriften des Teils III der Bundeshaushaltsordnung 
gelten entsprechend mit Ausnahme der §§ 38 und 45 sowie 
der Bestimmungen, die eine Buchung nach Einnahmen und 
Ausgaben voraussetzen. Hinsichtlich der nach § 2 Abs. 2 
und 3 übertragenen Grundstücke bleiben die §§63 und 64 
der Bundeshaushaltsordnung unberührt. 

(2) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermäch- 
tigt, weitere Ausnahmen von der Anwendung der Vor- 
schriften der Bundeshanshaltsordnung mit Einwilligung 
des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages 

zuzulassen. 

(3) unverändert 



Drucksache 15/4056 


- 10 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Entwurf 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


§ 11 

Beamtinnen und Beamte 

(1) Der Bundesanstalt wird das Recht verliehen, Beam- 
tinnen und Beamte zu haben; sie sind mittelbare Bundesbe- 
amtinnen und Bundesbeamte. Die Übernahme von Beam- 
tinnen und Beamten anderer Dienstherren ist nur mit Zu- 
stimmung des Bundesministeriums der Finanzen zulässig. 
Neue Beamtenverhältnisse darf die Bundesanstalt nicht be- 
gründen. 

(2) Für die Beamtinnen und Beamten ist oberste Dienst- 
behörde die Sprecherin oder der Sprecher des Vorstandes. 

(3) Die Bundespräsidentin oder der Bundespräsident er- 
nennt die Beamtinnen und Beamten der Bundesbesoldungs- 
ordnung B; die Sprecherin oder der Sprecher des Vorstandes 
ernennt die übrigen Beamtinnen und Beamten. 

(4) Die Bundesanstalt kann mit Zustimmung des Bundes- 
ministeriums der Finanzen ihre Befugnisse und Zuständig- 
keiten einschließlich der Entscheidung über Rechtsbehelfe 
auf den Gebieten der Besoldung, Beihilfe, Reise- und Um- 
zugskosten sowie Trennungsgeld und die automatisierte 
Verarbeitung personenbezogener Daten ganz oder teilweise 
gegen Erstattung der Verwaltungskosten auf Behörden der 
Bundesfmanzverwaltung übertragen. Die Übertragung ist 
im Bundesgesetzblatt zu veröffentlichen. 

§ 12 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, Auszubildende 

(1) Auf die Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer und Aus- 
zubildenden der Bundesanstalt sind die für Arbeitnehmerin- 
nen, Arbeitnehmer und Auszubildende des Bundes jeweils 
geltenden Tarifverträge und sonstigen Bestimmungen anzu- 
wenden. 

(2) Angestellte können auch oberhalb der höchsten tarif- 
vertraglichen Vergütungsgruppe in einem außertariflichen 
Angestehtenverhältnis beschäftigt werden, soweit dies für 
die Durchführung der Aufgaben erforderlich ist. Satz 1 gilt 
für die sonstige Gewährung von übertarifhchen und außer- 
tariflichen Leistungen entsprechend. 

§ 13 

Auflösung von Organisationseinheiten 
der Bundesvermögensverwaltung 

Die Bundesvermögensämter, die Bundesforstämter und 
die Bundesvermögensabteilungen der Oberfinanzdirektio- 
nen als Organisationseinheiten der Bundesvermögensver- 
waltung sind mit Ablauf des . . . 2004 (einsetzen: Tag vor Er- 
richtung der Bundesanstalt) aufgelöst. 

§ 14 

Überleitung von Verfahren 

Bei den in § 1 3 genannten Organisationseinheiten am . . . 
2004 (einsetzen: Tag vor Errichtung der Bundesanstalt) an- 
hängige Verwaltungsverfahren werden von der Bundesan- 
stalt fortgeführt. Die Bundesanstalt handelt als zuständige 
Stehe des Bundes und vertritt ihn auch vor Gericht. 


§ 11 


unverändert 


§ 12 


unverändert 


§ 13 


unverändert 


§ 14 


unverändert 
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§ 15 

Übergangsregelung Personalvertretung 

(1) Die erstmaligen Wahlen zur Personalvertretung nach 
dem Bundespersonalvertretungsgesetz in der Bundesanstalt 
finden innerhalb von fünf Monaten nach deren Errichtung 
statt. 

(2) Bis zur Konstituierung der nach Absatz 1 zu wählen- 
den Personalvertretung nimmt deren Aufgaben ein Über- 
gangspersonalrat wahr. Diesem können nur Beschäftigte an- 
gehören, die nach § 18 auf die Bundesanstalt übergeleitet 
werden. Er setzt sich zusammen aus den bisherigen Mitglie- 
dern des Hauptpersonalrates. Hinzu kommen je ein bisheri- 
ges Mitglied der Bezirkspersonalräte der Oberfmanzdirek- 
tionen, die bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes über eine 
Bundesvermögensabteilung verfügten, sowie je ein bisheri- 
ges Mitglied der Personalräte Bund oder des Gesamtperso- 
nalrates der ehemaligen Bundesvermögensabteilungen. Mit- 
glied ist jeweils der Vorsitzende, ersatzweise ein Vorstands- 
mitglied oder ein Mitglied der jeweiligen Personalvertre- 
tung. Kommt nach Satz 4 mehr als ein ehemaliger 
Mandatsträger in Betracht, so findet § 17 Abs. 1 Satz 2 des 
Bundespersonalvertretungsgesetzes entsprechend Anwen- 
dung. Der Vorsitzende des Hauptpersonalrates beim Bun- 
desministerium der Finanzen beruft die Mitglieder unter 
Übersendung der Tagesordnung zur ersten Sitzung ein und 
leitet diese, bis der Übergangspersonalrat aus seiner Mitte 
einen Wahlleiter zur Wahl des Vorstandes bestellt hat. 

(3) Der Übergangspersonalrat bestellt den Wahlvorstand 
für die erstmaligen Wahlen nach Absatz 1 . 

(4) Die am ... 2004 (einsetzen: Tag vor Errichtung der 
Bundesanstalt) bestehenden Dienstvereinbarungen für den 
Bereich der Bundesvermögensverwaltung gelten bis zu ei- 
ner Neuregelung für die Bundesanstalt fort, längstens aber 
für die Dauer von 1 8 Monaten. 

§ 16 

Übergangsregelung Sehwerbehindertenvertretnng 

(1) Die erstmaligen Wahlen zur Schwerbehindertenver- 
tretung nach dem Neunten Buch Sozialgesetzbuch finden in 
der Bundesanstalt spätestens fünf Monate nach deren Er- 
richtung statt. 

(2) Die Aufgaben der Schwerbehindertenvertretung 
nimmt bis zur Aufnahme ihrer Tätigkeit eine Übergangs- 
schwerbehindertenvertretung wahr. Dieser können nur Be- 
schäftigte angehören, die nach § 18 auf die Bundesanstalt 
übergeleitet werden. Aus der Mitte der ehemaligen Bezirks- 
vertrauenspersonen und örtlichen Vertrauenspersonen wer- 
den eine Person, die den Vorsitz ausübt, sowie zwei Vertre- 
tungspersonen mit jeweils einfacher Mehrheit bestimmt. 

(3) Die Vorsitzende oder der Vorsitzende der Übergangs- 
schwerbehindertenvertretung bestellt unverzüglich den Wahl- 
vorstand für die erstmaligen Wahlen nach Absatz 1 . 

§ 17 

Übergangsregelung Gleichstellungsbeauftragte 

(1) Die Wahl der Gleichstellungsbeauftragten erfolgt 
nach den Regelungen der Verordnung über die Wahl der 
Gleichstellungsbeauftragten und ihrer Stellvertreterin in 


§ 15 

unverändert 


§ 16 

unverändert 


§ 17 

Übergangsregelung Gleichstellungsbeauftragte 

(1) unverändert 
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Dienststellen des Bundes. Die Bestellung muss danach in- 
nerhalb von vier Monaten nach Errichtung der Bundesan- 
stalt abgeschlossen sein. 

(2) Die für die Bundesvermögensverwaltung bestellten 
Gleichstellungsbeauftragten bestimmen zeitnah nach der 
Errichtung der Bundesanstalt mit einfacher Mehrheit aus 
dem Kreis der nach § 1 8 auf die Bundesanstalt übergeleite- 
ten ehemaligen Gleichstellungsbeauftragten aus jedem der 
ehemaligen neun Bereiche der Oberfmanzdirektionen mit 
Bundesvermögensabteilung eine Gleichstellungsbeauftragte. 
Diese und die Gleichstellungsbeauftragte des Bundesminis- 
teriums der Finanzen nehmen bis zur Neuwahl das Über- 
gangsmandat wahr. Sie entscheiden mit einfacher Mehrheit. 


§ 18 

Überleitung von Besehäftigten 

(1) Die Beamtinnen und Beamten der in § 13 genannten 
Organisationseinheiten sind mit Wirkung vom . . . 2004 (ein- 
setzen: Tag der Errichtung der Bundesanstalt) Beamtinnen 
und Beamte der Bundesanstalt. § 130 Abs. 1 des Beamten- 
rechtsrahmengesetzes findet entsprechend Anwendung. Die 
ersten Amtsinhaber nach Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe b erhal- 
ten ihre Bezüge aus der Besoldungsgruppe B 3, die ersten 
Amtsinhaber nach Artikel 2 Nr. 3 dieses Gesetzes erhalten 
ihre Bezüge aus der Besoldungsgruppe B 6. Satz 3 gilt nur, 
soweit die Amtsinhaber bisher ein entsprechendes Amt in- 
nehatten. 

(2) Die bei den in § 13 genannten Organisationseinheiten 
beschäftigten Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer und Aus- 
zubildenden sind mit Wirkung vom . . . 2004 (einsetzen: Tag 
der Errichtung der Bundesanstalt) in den Dienst der Bun- 
desanstalt übernommen. Die Bundesanstalt tritt unbescha- 
det des § 12 Abs. 1 in die Rechte und Pflichten der im Zeit- 
punkt der Übernahme bestehenden Arbeits- und Ausbil- 
dungsverhältnisse ein. 

§ 19 

Verteilung der Versorgungslasten 

(1) Der Bund erbringt die Versorgungs- und Beihilfeleis- 
tungen für die ehemaligen Beamtinnen und Beamten der 
Bundesvermögensverwaltung. 

(2) Der Bund zahlt die Versorgungsbezüge für die Beam- 
tinnen und Beamten der Bundesanstalt sowie die Beihilfe- 
leistungen für deren Versorgungsempfänger. 

(3) Die Bundesanstalt führt jährlich Beiträge an den 
Bund in Höhe von 33 vom Hundert der ruhegehaltfähigen 
Bruttobezüge ihrer aktiven Beamtinnen und Beamten sowie 
der fiktiven Bruttobezüge ihrer ruhegehaltfähig beurlaubten 
Beamtinnen und Beamten ab. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


(2) Die für die Bundesvermögensverwaltung bestellten 
Gleichstellungsbeauftragten bestimmen zeitnah nach der 
Errichtung der Bundesanstalt mit einfacher Mehrheit aus 
dem Kreis der nach § 1 8 auf die Bundesanstalt übergeleite- 
ten ehemaligen Gleichstellungsbeauftragten aus jedem der 
ehemaligen neun Bereiche der Oberfinanzdirektionen mit 
Bimdesvermögensabteilimg eine Gleichstellungsbeauftragte. 
Diese und die Gleichstellungsbeauftragte des Bundesmi- 
nisteriums der Finanzen nehmen bis zur Neuwahl das 
Übergangsmandat wahr. Sie entscheiden mit einfacher 
Mehrheit. Soweit im Bereich der Oberfinanzdirektionen 
mit Bundesvermögensabteilung keine Gleichstellungs- 
beauftragte auf die Bundesanstalt übergeleitet wird, 
nimmt die am Tag vor der Gründung der Bundesanstalt 
zuständige Gleichstellungsbeauftragte das Übergangs- 
mandat wahr. 

§ 18 

Überleitung von Beschäftigten 

(1) Die Beamtinnen und Beamten der in § 13 genannten 
Organisationseinheiten sind mit Wirkung vom 1. Januar 
2005 Beamtinnen und Beamte der Bundesanstalt. § 130 
Abs. 1 Satz 1 des Beamtenrechtsrahmengesetzes findet ent- 
sprechend Anwendung. Die ersten Amtsinhaber nach Arti- 
kel 2 Nr. 1 Buchstabe b erhalten ihre Bezüge aus der Besol- 
dungsgruppe B 3, die ersten Amtsinhaber nach Artikel 2 
Nr. 3 dieses Gesetzes erhalten ihre Bezüge aus der Besol- 
dungsgruppe B 6. Satz 3 gilt nur, soweit die Amtsinhaber 
bisher ein entsprechendes Amt innehatten. 

(2) Die bei den in § 13 genannten Organisationseinheiten 
beschäftigten Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer und Aus- 
zubildenden sind mit Wirkung vom 1. Januar 2005 in den 
Dienst der Bundesanstalt übernommen. Die Bundesanstalt 
tritt unbeschadet des § 12 Abs. 1 in die Rechte und Pflichten 
der im Zeitpunkt der Übernahme bestehenden Arbeits- und 
Ausbildungsverhältnisse ein. 

§ 19 

unverändert 
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Artikel 2 Artikel 2 

Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes unverändert 

Die Anlage I (Bundesbesoldungsordnungen A und B) 
des Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3020), zuletzt ge- 
ändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 6. August 2002 
(BGBl. I S. 3082, 3101), wird wie folgt geändert: 

1 . In der Besoldungsgruppe B 2 werden 

a) bei der Amtsbezeichnung „Abteilungsdirektor, Ab- 
teilungspräsident“ der Funktionszusatz als Leiter 
der Gruppe Forstinspektion bei einer Oberfmanzdi- 
rektion gestrichen und 

b) nach der Amtsbezeichnung „Direktor bei der Bahn- 
versicherungsanstalt“ die Amtsbezeichnung „Direk- 
tor bei der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben“ 
sowie der Fußnotenhinweis „8)“ eingefügt. 

2. In der Besoldungsgruppe B 3 werden nach der Amts- 
bezeichnung „Direktor bei der Bundesanstalt Die Deut- 
sche Bibliothek“ die Amtsbezeichnung „Direktor bei der 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben“ und der Fuß- 
notenhinweis „15)“ eingefügt. 

3. In der Besoldungsgruppe B 4 werden nach der Amtsbe- 
zeichnung „Direktor und Professor des Deutschen Histo- 
rischen Instituts in Rom“ die Amtsbezeichnung „Erster 
Direktor bei der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben“ 
eingefügt. 


Artikel 3 Artikel 3 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes unverändert 

Das Finanzverwaltungsgesetz vom 30. August 1971 
(BGBl. I S. 1426, 1427), zuletzt geändert durch Artikel 12 
des Gesetzes vom 16. Mai 2003 (BGBl. I S. 660), wird wie 
folgt geändert: 

1 . § 1 Nr. 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. als örtliche Behörden die Hauptzollämter einschließ- 
lich ihrer Dienststellen (Zollämter, Zollkommissari- 
ate) und die Zollfahndungsämter.“ 

2. § 2a Abs. 3 und § 2b werden aufgehoben. 

3. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „eine Bundes- 
vermögensabteilung“ gestrichen. 

b) Absatz 5 wird aufgehoben. 

4. In § 9 Abs. 4 Satz 1 wird die Angabe „und 3“ gestrichen. 

5. § 1 6 wird aufgehoben. 


Artikel 4 Artikel 4 

Änderung des Vermögenszuordnungsgesetzes unverändert 

Das Vermögenszuordnungsgesetz (VZOG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 29. März 1994 (BGBl. I S. 709), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 28. Okto- 
ber 2003 (BGBl. I S. 2081), wird wie folgt geändert: 
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In § 8 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „das Bundesvermö- 
gensamt vertreten, in dessen Bezirk das Grundstück liegt“ 
durch die Wörter „die Bundesanstalt für Immobilienauf- 
gaben vertreten“ ersetzt. 


Artikel 5 Artikel 5 

Änderung des Gesetzes unverändert 

zu dem Vertrag vom 12. Oktober 1990 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

Das Gesetz zu dem Vertrag vom 12. Oktober 1990 zwi- 
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken über die Bedingungen des 
befristeten Aufenthalts und die Modalitäten des planmäßi- 
gen Abzugs der sowjetischen Truppen aus dem Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland vom 21. Dezember 1990 
(BGBl. 1991 II, S. 256) wird wie folgt geändert: 

Artikel 4 § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Behörden sind die 
Oberfmanzdirektionen (Bundesvermögensabteilungen)“ 
durch die Wörter „Behörde ist die Bundesanstalt für Im- 
mobilienaufgaben“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 


Artikel 6 

Änderung der Bundesobergrenzenverordnung 

Die Bundesobergrenzenverordnung vom 21. Januar 2003 
(BGBl. I S. 92) wird wie folgt geändert: 

1 . Nach § 1 wird folgender § 2 eingefügt: 

,,§2 

Beförderungsämter in der Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben 

Im gehobenen Dienst der Bundesanstalt für Immobili- 
enaufgaben dürfen die Anteile der Beförderungsämter 
folgende Obergrenzen nicht überschreiten: 

In der Besoldungsgruppe A 1 1 30 vom Hundert, 

in der Besoldungsgruppe A 12 20 vom Hundert, 

in der Besoldungsgruppe A 13 9 vom Hundert.“ 

2. Der bisherige § 2 wird § 3. 


Artikel 7 

Änderung der Leistungsstufenverordnung 

In § 5 Abs. 1 Satz 1 der Leistungsstufenverordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 25. September 2002 
(BGBl. I S. 3743), die zuletzt durch ... geändert worden ist, 
wird nach dem Wort „bei“ die Angabe „der Bundesanstalt 
für Immobilienaufgaben,“ eingefügt. 


Artikel 7 

unverändert 


Artikel 6 

unverändert 
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Artikel 8 


Artikel 8 


Änderung der Leistungsprämien- unverändert 

und -Zulagenverordnung 

In § 6 Satz 1 der Leistungsprämien- und - Zulagenver- 
ordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Sep- 
tember 2002 (BGBl. I S. 3745), die zuletzt durch ... geän- 
dert worden ist, wird nach dem Wort „bei“ die Angabe „der 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben,“ eingefügt. 


Artikel 9 Artikel 9 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang unverändert 

Die auf Artikel 6, 7 und 8 beruhenden Teile der dort ge- 
änderten Rechtsverordnungen können auf Grund der ein- 
schlägigen Ermächtigung durch Rechtsverordnung geändert 
werden. 


Artikel 10 


Artikel 10 


Inkrafttreten 


Inkrafttreten 


Artikel 1 tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft; im Das Gesetz tritt am 1. Januar 2005 in Kraft. 
Übrigen tritt dieses Gesetz am . . . 2004 (einsetzen: Tag der 
Errichtung der Bundesanstalt) in Kraft. 
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